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Stadt Münster 29.04.2010 
 
 
 

Niederschrift 
 

über die 6. Sitzung (öffentlicher Teil) 
des Ausschusses für Personal, Recht und Ordnung 

am Mittwoch, 08.06.2005, 17:00 Uhr, 
Konferenzzimmer, Stadtweinhaus, Prinzipalmarkt 8-9, 48143 Münster 

 
Anwesend waren: 
 
von der CDU-Fraktion 
 
Frau Elfriede Dalla Riva-Hanning , Frau Eleonore Heyne , Herr Werner Quante , Herr Florian 
Steinforth , Herr Stefan Weber , Frau Simone Wendland ,  
 
von der SPD-Fraktion 
 
Frau Elke Leiendecker , Herr Kurt Pölling , Frau Yeliz Tolan ,  
 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/GAL 
 
Herr Heribert Klas , Frau Dr. Rita Stein-Redent ,  
 
von der FDP-Fraktion 
 
Herr Hans Varnhagen ,  
 
von der Verwaltung 
 
Herr Erwin Goerke , Herr Dr. Wolf Heinrichs , Frau Michaela Heuer (nur öffentliche Sitzung), 
Herr Martin Schulze-Werner ,  
 
für die Schriftführung 
 
Frau Andrea Gottlob ,  
 
 
Es fehlten 
 
Herr Fritz Pfau ,  
 

Tagesordnung: 

  
 

1. Eingänge und Mitteilungen 
 

V/0256/2005 
I 

2. Ordnungsbehördlche Verordnung über das Offenhal-
ten der Verkaufsstellen am 27.11.2005 aus Anlass der 
Veranstaltung "Weihnachtsmärkte in Münster" 
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V/0436/2005 
I 

3. Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von CDU und 
FDP an den Rat Nr. A-R/0014/2005 vom 02.05.2005: 
"Für Sauberkeit und öffentliche Ordnung in Münster" 
(Anlage 1)  
hier: Handlungskonzept zur Verbesserung der Sau-
berkeit und Ordnung 
 

V/0289/2005 
V 

4. Umsetzung des TAG-Programms der Stadt Münster 
 

V/0407/2005 
V 

5. Modellprojekt "Wohnen für Hilfe - Wohnungspartner-
schaften zwischen älteren und jungen Menschen" 
 

  
 

6. Verschiedenes 
 

 
 
Punkt 1 der Tagesordnung 
 

Eingänge und Mitteilungen 

 
Es lagen keine Eingänge und Mitteilungen vor. 
 
 
Punkt 2 der Tagesordnung 
V/0256/2005 

Ordnungsbehördlche Verordnung über das Offen-
halten der Verkaufsstellen am 27.11.2005 aus An-
lass der Veranstaltung "Weihnachtsmärkte in 
Münster" 

 
Die CDU-Fraktion stellte den Antrag, die Vorlage in der Sitzung am 08.06.05 nicht zu bera-
ten. Nach kurzer Diskussion beschloss der Ausschuss für Personal, Recht und Ordnung ein-
stimmig, die Vorlage von der Tagesordnung abzusetzen. 
 
 
Punkt 3 der Tagesordnung 
V/0436/2005 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von CDU und 
FDP an den Rat Nr. A-R/0014/2005 vom 02.05.2005: 
"Für Sauberkeit und öffentliche Ordnung in Müns-
ter" (Anlage 1)  
hier: Handlungskonzept zur Verbesserung der 
Sauberkeit und Ordnung 

 
Herr Schulze-Werner erläuterte inhaltlich die Vorlage. 
 
Auf Anfrage von Herrn Klas nahmen Herr Goerke und Herr Dr. Heinrichs zu dem Einsatz der 
1-€-Jobber Stellung. Insbesondere führten sie aus, dass die 1-€-Projekte keine Qualifizie-
rungsmaßnahmen enthalten. 
 
Herr Klas kündigte für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/GAL weiteren Beratungsbedarf 
und einen Ergänzungsantrag an.   
 
Zusammen mit Herrn Schulze-Werner beantworteten Herr Dr. Heinrichs und Herr Goerke 
dann weitere Fragen aus dem Ausschuss. 
 
Im Anschluss daran beschloss der Ausschuss für Personal, Recht und Ordnung mehrheitlich 
mit 7 Jastimmen (CDU/FDP) gegen 5 Neinstimmen (SPD/Bündnis90/Die Grünen/GAL) dem 
Rat die Annahme des folgenden Beschlussvorschlages zu empfehlen:   
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Beschlussvorschlag: 
Sachentscheidung: 
 
1. Das Handlungskonzept der Verwaltung wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 
 
2. Zur Umsetzung der Schwerpunkte des Handlungskonzeptes zur Verbesserung der 

Sauberkeit und Ordnung in der Stadt Münster (vgl. Ziffer IV. der Begründung) wird 
 
2.1 der Service- und Ordnungsdienst im Ordnungsamt  ab sofort um 5,0 Stellen   (Verg.-

Gr. V c BAT) verstärkt, 
 
2.2 der Einsatz von Arbeitslosengeld-II-Empfänger im Rahmen von sogenannten 1-Euro-

Jobs für zusätzliche (über die mit planmäßig beschäftigtem Personal oder durch Be-
auftragung von Fremdfirmen durchgeführte Regelreinigung hinaus) Aufgaben im Be-
reich der Reinigung und der Sauberhaltung des Stadtgebietes und zur Verstärkung 
des Fahrradkontrolldienstes ausgeweitet. 

 
3. Die Verwaltung wird beauftragt, nach einem Erfahrungszeitraum von 1 Jahr über den 

Stand der Umsetzung des Handlungskonzeptes zu berichten. 
 
4. Mit der Beschlussfassung über diese Vorlage ist der Antrag der CDU-Ratsfraktion 

und der FDP-Ratsfraktion Nr. AR/0014/2005 erledigt. 
 
Kosten/Folgekosten 
I. Personalkosten 

In den Buchungsplänen 9311 „Personalausgaben ZA 10“ und 9312 „Personalausga-
ben ZA 30“ entstehen im UA 1103 für die 5,0 Stellen im Service- und Ordnungsdienst 
Personalkosten in Höhe von 220.510 € (Ganzjahreskosten). 
 

II. Sachkosten 
In begrenztem Umfang sind Mehrausgaben zu leisten für die notwendige Ausrüstung 
bei den HHSt.: 
 
1103.590.1000.2  „Betriebskosten für Service- und Ordnungsdienste“    8.600 € und 
1103.935.0030.4  „Beschaffung Funkgeräte, Fahrräder, MDE-Geräte“ 11.250 €. 
 
Im Bereich der laufenden Sachkosten ergibt sich eine geringfügige Erhöhung in Ab-
hängigkeit zur Dienstaufnahme der Mitarbeiter/innen. 

 
Finanzierung/Mittelbereitstellung 
I. Personalkosten 

Die Mittel stehen in den Buchungsplänen 9311 „Personalausgaben ZA 10“ und 9312 
„Personalausgaben ZA 30“ zur Verfügung. Für die Einrichtung der 5,0 Stellen werden 
ursprünglich zur Einsparung vorgesehene Stellen aus der Gesamtverwaltung in An-
spruch genommen. Die dadurch fehlenden Einsparungen werden an anderer Stelle 
gesichert. Das Personalkostenvolumen 2005 bleibt unverändert. 
 

II. Sachkosten 
Die Mehrausgaben in Höhe von 8 600 € bei der HHSt. 1103.590.1000.2  werden 
durch Mehreinnahmen bei der HHSt. 0200.113.0000.X in entsprechender Höhe ge-
deckt. 
Für die Mehrausgaben in Höhe von 11 250 € bei der HHSt. 1103.935.0030.4 ergibt 
sich eine Deckung durch Minderausgaben bei der HHSt. 0200.590.0000.6. 
 
Die Mittel für die laufenden Sachkosten stehen 2005 zur Verfügung und werden ab 
2006 eingeplant. 
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Punkt 4 der Tagesordnung 
V/0289/2005 

Umsetzung des TAG-Programms der Stadt Münster

 
Der Ausschuss für Personal, Recht und Ordnung beschloss einstimmig, dem Rat die An-
nahme des folgenden Beschlussvorschlages zu empfehlen: 
 
Beschlussvorschlag: 
Sachentscheidung: 
 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, zur Umsetzung des Tagesbetreuungsausbaugesetzes 

(TAG) und des u-3-Ausbauprogramm der Stadt Münster (s. Ratsbeschluss vom 
09.02.2005 – Vorlage Nr. 1033/2004), 

 
1.1 über die zurzeit bestehenden Möglichkeiten des „Gesetzes über Tageseinrichtungen für 

Kinder in NRW“ (GTK-NW) auch weitere, flexiblere und bedarfsgerechtere Angebots-
strukturen einzusetzen, wie sie im Modul 1 (Kleinkindgruppe für Kinder im Alter von vier 
Monaten bis zum 3. Lebensjahr bzw. bis zum Besuch des Kindergarten) und Modul 2 
(Altersgemischte Gruppe für Kinder von einem Jahr bis zum Eintritt in die Schule) be-
schrieben worden sind (s. Anlage 1), 
 

1.2 zur Schaffung von neuen u-3-Plätzen die in der Begründung in Ziff. 4 genannten Einzel-
projekte zu realisieren und 

 
1.3 weitere Einzelmaßnahmen in Abstimmung mit den Trägern abzustimmen und zur Ent-

scheidung vorzubereiten. 
 
2. Für die Einnahme von Elternbeiträgen (analog zum GTK) für die Angebote außerhalb des 

GTK – Betreuung in der Kleinkindgruppe und in der Altersgemischten Gruppe (Teilzeit 
und Vollzeit-ganztags) beschließt der Rat die in dieser Vorlage eingefügte Elternbeitrags-
tabelle (s. Anlage 2) 

 
3. Die Verwaltung wird beauftragt, die Angebote der Kindertagespflege im Rahmen der auf-

gezeigten Konzepte und Rahmenbedingungen bedarfsgerecht und im Rahmen weiterer 
bundeseinheitlicher Bestrebungen weiterzuentwickeln (s. Begründung Ziffer 5). 

 
4. Die Kindertagespflege wird in die Geschwisterkindregelung (Beitrags- bzw. Kostenfrei-

stellung von Geschwisterkindern) analog zum GTK und zur Offenen Ganztagsschule ein-
bezogen (s. Begründung Ziffer 6). 

 
Kosten/Folgekosten 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass Kosten und Folgekosten wie folgt entstehen und im 
Rahmen der für das u-3-Programm veranschlagten Kosten (vgl. Vorlage 1033/2004) bleiben: 
 
Gesamtkosten im Zusammenhang mit dieser Vorlage: 
• Schaffung neuer u-3-Plätze entsprechend der Einzelprojekte 1-12 = 686.500 € 
• Einmalige Investitionskosten in 2005 = 108.250 € 
• Erhöhung der Bezahlung von Kindertagespflegeeltern in 2005 =   62.500 € 
 (in 2006ff = 150.000 €) 
 
Finanzierung/Mittelbereitstellung 
Die Umsetzung des Tagesbetreuungs-Ausbauprogramms der Stadt Münster (u-3-
Programm) ist im Rahmen der Vorlage 1033/2004 „... unter dem Vorbehalt der gesamt-
städtisch nachhaltigen Finanzierung, insbesondere durch Einsparungen im Rahmen 
der Umsetzung von Hartz IV ...“ vom Rat der Stadt Münster beschlossen worden und 
die Mittel wurden wie folgt in den Haushalt 2005ff eingestellt: 
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• In der Haushaltsstelle 4640.718.0200.9 (Betriebskostenzuschüsse an Träger) sind bis 

zum Jahr 2010 jährlich 1 Mio. € zusätzlich (kumulativ) vorgesehen worden. 
 
• In der Haushaltsstelle 4640.940.0700.8 (Bau- und Einrichtungskosten u-3-Programm) 

sind bis zum Jahr 2010 jährlich 1 Mio. € vorgesehen worden. 
 
• In der Haushaltsstelle 4542.760.0000.0 (Förderung von Tagespflegestellen) sind bis zum 

Jahr 2010 jährlich 240 Tsd. € zusätzlich (kumulativ) vorgesehen worden. 
 
• In der Haushaltsstelle 4542.760.2000.1 (Qualifizierung von Tagespflegestellen) sind bis 

zum Jahr 2010 jährlich 10 Tsd. € zusätzlich (kumulativ) vorgesehen worden. 
 
 
Punkt 5 der Tagesordnung 
V/0407/2005 

Modellprojekt "Wohnen für Hilfe - Wohnungspart-
nerschaften zwischen älteren und jungen Men-
schen" 

 
Frau Leiendecker erklärte für die SPD-Fraktion, dass die Vorlage mitgetragen werde. Sie 
erkundigte sich, warum nicht in Münster – wie in anderen Städten auch – derartige Projekte 
von anderen Einrichtungen wie zum Beispiel dem Studentenwerk durchgeführt würden. Herr 
Goerke nahm dazu für die Verwaltung Stellung und erklärte, diesen Hinweis als Anregung für 
künftige,  ähnlich gelagerte Fälle aufzunehmen. 
 
Herr Klas begründete die beabsichtigte Stimmenthaltung von Bündnis90/Die Grünen/GAL. 
 
Nach kurzer Diskussion beschloss der Ausschuss für Personal, Recht und Ordnung ein-
stimmig bei zwei Stimmenthaltungen, dem Rat die Annahme des folgenden Beschlussvor-
schlages zu empfehlen:  
 
Beschlussvorschlag: 
Sachentscheidung: 
 

1. Die bestehenden Angebote und Serviceleistungen zur Verbesserung der Wohn- und 
Lebenssituation sowohl älterer Menschen als auch der Studierenden werden um das 
Angebot „Wohnen für Hilfe“ ergänzt. 

 
2. Es wird im Amt für Wohnungswesen ein/e Projektmitarbeiter/in zur Koordinierung 

eingesetzt. Für den Zeit vom 01.07.2005 bis 31.05.2008 wird 1,0 Stelle Vergütungs-
gruppe IVa Bundesangestelltentarifvertrag mit dem Vermerk „kw 31.05.2008“ einge-
richtet und aus den Projektmitteln finanziert. 

 
3. Die Konzeption für das Modellprojekt „Wohnen für Hilfe“ wird zur Kenntnis genom-

men. 
 

4. Die Verwaltung legt dem Rat im IV. Quartal 2006 einen Zwischenbericht über den 
Verlauf des Projektes und die weiteren Perspektiven vor. 

 
Kosten/Folgekosten 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass Kosten in Höhe von bis zu 232.421 € entstehen. Laut 
Zuwendungsbescheid des Versorgungsamtes Düsseldorf vom 04.05.2005 fördert das Minis-
terium für Gesundheit und Soziales, Frauen und Familie des Landes NRW das Modellprojekt 
mit 185.621 € (80 % der Gesamtkosten). Der städtische Eigenanteil in Höhe von bis zu 
46.800 € (20 % der Gesamtkosten) wird aus dem Budget des Amtes für Wohnungswesen 
ohne Mehrbelastung für den Etat finanziert. 
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Finanzierung/Mittelbereitstellung 
Die oben genannte Sachentscheidung ist wie folgt zu finanzieren:  
 

Einnahmen 
 

Haush.- 
stelle 

Bezeichnung Haush.- 
jahr 

Betrag 
€ 

Bemerkung 

2005 35.775 
2006 61.769 
2007 62.150 

6200.171.1000.3 Zuwendung des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

2008 25.927 

Außerplanmäßige 
Mittelbereitstellung 
. 

 
Insgesamt: 185.621  
 

Ausgaben 
 
Haush.- Betrag Haush.- 

stelle 
Bezeichnung 

jahr € 
Bemerkung 

2005 35.775 
2006 61.769 
2007 62.150 

6200.590.1000.0 Ausgaben Projekt  
"Wohnen für Hilfe" 

2008 25.927 

Außerplanmäßige 
Mittelbereitstellung 

 
Insgesamt: 185.621  
 
Befristung 
Der Zeitraum für die Durchführung des Modellprojektes „Wohnen für Hilfe“ ist befristet bis 
zum 31.05.2008. 
 
 
Punkt 6 der Tagesordnung 
 

Verschiedenes 

 
Es lagen keine Wortmeldungen vor. 
 
 
 
Ende der Sitzung:  17.35 Uhr 
 
 
 
 
Gez.        Gez. 
Stefan Weber Andrea Gottlob 
Vorsitz Schriftführung 
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